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KÖRPERSCHAFTSFORSTDIREKTION FREIBURG 

 

Körperschaftsforstdirektion Freiburg · 79095 Freiburg i. Br. 

ZUSTELLUNGSURKUNDE 
An die  
Gemeinde Eisenbach (Hochschwarzwald) 
Bei der Kirche 1 
79871 Eisenbach (Hochschwarzwald) 
 
 

Freiburg im Breisgau 13.12.2019 

Name Beate Späth-Bleile 

Durchwahl 0761 208-1404 

Aktenzeichen 82 2511.1u.2/Rütte II   

(Bitte bei Antwort angeben) 

 

 

 Waldumwandlungserklärung nach § 10 Landeswaldgesetz (LWaldG) 

für das „Gewerbegebiet Rütte II“ Flst Nr. 143/4 der Gemarkung Oberbränd  

 

Ihr Antrag auf dauerhafte Waldumwandlung nach § 10 LWaldG vom 03.09.2019 

Entscheidung über das UVP-Verfahren nach §§ 24 bis 26 UVPG vom 13.12.2019  

 

Anlage:  

Umweltverträglichkeitsprüfung als Bestandteil der Genehmigung 

 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Kuckes,  

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

auf Ihren Antrag auf Waldumwandlungserklärung nach § 10 LWaldG vom 03.09.2019 und 

der Umweltverträglichkeitsprüfung vom 13.12.2019 ergeht folgende Entscheidung: 

 



- 2 - 

ENTSCHEIDUNG: 

 

0.  Vorbemerkung 

 
Zur besseren Lesbarkeit der Waldumwandlungserklärung werden die formalen UVPG-

spezifischen Anforderungen bzgl. des Inhalts des Bescheids über die Zulassung des 

Vorhabens gemäß §§ 24-26 UVPG in einer gesonderten Dokumentation, die ein rechtlicher 

Bestandteil dieser Waldumwandlungsgenehmigung ist, zusammengeführt (vgl. Anlage). 

 

 

A.  Waldumwandlungserklärung nach § 10 LWaldG 
 

Für die insgesamt ca. 5,5 ha große Gemeindewaldfläche wird zur Erweiterung des 

Gewerbegebiets „Rütte“ um das Gewerbegebiet „Rütte II“ auf dem Flurstück 143/4 der 

Gemarkung Oberbränd im Rahmen der Bauleitplanung gemäß § 10 Abs. 2 LWaldG 

entsprechend der nachfolgenden Darstellung sowie den vorgelegten Unterlagen und Plänen 

unter nachgenannten Nebenbestimmungen eine Waldumwandlungserklärung erteilt. 
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Nebenbestimmungen: 

 

1. Die in der UVP genannten Maßnahmen zur Vermeidung/Minimierung sowie zum 

Ausgleich des Eingriffs sind von einer ökologischen Fachkraft anzuleiten und zu 

begleiten („ökologische Baubegleitung“). Die ökologische Baubegleitung hat hierbei 

im Wesentlichen folgende Aufgaben zu übernehmen: 

 

 Vorauslaufende Prüfung und Kontrolle der Maßnahmenflächen auf 

Vorkommen geschützter und gefährdeter Arten sowie Anleitung und ggf. 

Umsetzung der im Umweltbericht und den Anlagen 1 und 2 des UVP-

Berichts genannten notwendigen Schutzmaßnahmen.  

 Einweisung der beteiligten Firmen und Arbeiter. 

 Beaufsichtigung der Einhaltung bzw. fachgerechten Umsetzung der 

erforderlichen in den Gutachten und dem Umweltbericht genannten 

Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Umsetzung der CEF- sowie 

Ausgleichsmaßnahmen. Die gesammelte Dokumentation der durchgeführten 

Maßnahmen ist der Unteren Naturschutzbehörde und den Forstbehörden 

vorzulegen. Auf Anregung der FVA und in Abstimmung mit der UNB wurde 

festgehalten, dass die Ausgleichsmaßnahmen für das Auerwild durch eine 

hierfür fachlich anerkannte Fachkraft durchzuführen sind.  

 

 

2. Es wird bereits jetzt darauf hingewiesen, dass die Rodung der Flächen erst zulässig 

ist, wenn der Bebauungsplan Rechtskraft erlangt hat und die 

Waldumwandlungsgenehmigung nach § 9 LWaldG erteilt wurde. Vorab sind 

entsprechend der Umweltvorsorge die im UVP Bericht dargelegten CEF 

Maßnahmen und die Maßnahmen zur Vermeidung von Umweltschäden vollständig 

durchzuführen.  Die Durchführung der Maßnahmen sind in einem gesammelten 

Bericht zu dokumentieren und der Unteren Naturschutzbehörde und den 

Forstbehörden vorzulegen. Der Einschlag darf erst freigegeben werden, wenn dies 

laut Naturschutzbehörde zulässig ist. 
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Übersicht der durchzuführenden CEF-Maßnahmen 

Details sind dem UVP Bericht inkl. der Anlagen 1 und  2 zu entnehmen 

 

 

 

Insgesamt sind 60 Nistkästen (18 Vogelnistkästen, 42 Fledermausnistkästen) 

entsprechend den Ergebnissen der artenschutzrechtlichen Untersuchungen anzubringen. 

 

3. Weitere Artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen sind durchzuführen: 

 

 

 

4. Es ist vorgesehen im Zuge des weiteren forstrechtlichen Genehmigungsverfahrens 

zum Ausgleich nachteiliger Wirkungen der Umwandlung für die Schutz- und 

Erholungsfunktionen des Waldes nachfolgend aufgelisteten forst- und 

naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen festzusetzen. Die entsprechenden 

Fristen werden im Rahmen der Waldumwandlungsgenehmigung festgelegt. Die 
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Details zur ordnungsgemäßen Durchführung der Maßnahmen finden sich in der 

Anlage 1 zum UVP-Bericht.  Mit dem Antrag auf Waldumwandlungsgenehmigung 

ist der mit der UNB geschlossene öffentlich-rechtliche Vertrag vorzulegen. 

 

Tabelle 1:  

Übersicht der forstlichen und naturschutzfachlichen Ausgleichsmaßnahmen und der   CEF 

Maßnahmen  

 

 

Nr. Waldort Maßnahme Ausgleich 

forstrechtlich 

Ausgleich 

naturschutz- 

rechtlich 

Artenschutz 

(CEF) 

Forstrechtl. 

Ausgleich 

Arbeitsfläche in 

m2 

RII-1_1 2/0 o8 Freiflächen, 

Lücken, 

lichte 

Struktur 

forstrechtlich     43.405 

RII-1_2 2/0 o8 Freiflächen, 

Lücken, 

lichte 

Struktur 

forstrechtlich     49.997 

RII-4 1/1 f7 Lichte 

Strukturen 

forstrechtlich     7.161 

RII-5 1/1 f7 Lichte 

Strukturen 

forstrechtlich     20.361 

RII-6 1/1 f7 Freiflächen, 

Lücken 

forstrechtlich naturschutzr   7.739 

RII-7 1/2 t17/3 Lichte 

Strukturen 

forstrechtlich naturschutzr   5.810 

RII-8 1/2 t17/3 Lichte 

Strukturen 

forstrechtlich     5.882 

RII-9 1/2 t17/3 Freiflächen, 

Lücken 

forstrechtlich     1.979 

RII-14 3/2 t15/4 3/3 

f15 

Freiflächen, 

Lücken 

forstrechtlich naturschutzr 

 

Frei- und 

Bodenbrüter 

14.625 
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RII-15 3/3 t5 Lichte 

Strukturen 

forstrechtlich   Frei- und 

Bodenbrüter 

11.268 

RII-16 4/1 f14 Lichte 

Strukturen 

forstrechtlich Naturschutzr Frei- und 

Bodenbrüter 

42.882 

RII-17 4/1 f14 Lichte 

Strukturen 

forstrechtlich   Frei- und 

Bodenbrüter 

5.727 

RII-18 4/2 f7/4 Freiflächen, 

Lücken 

forstrechtlich naturschutzr Frei- und 

Bodenbrüter 

14.307 

RII-19 4/1 f14 Lücken forstrechtlich   Sommer- und 

Wintergoldhä

hnchen 

14.652 

RII-20_1 4/1 f14 Waldrand 

Lücken 

forstrechlich 

Erholung 

  Baumpieper 7.602 

RII-20_2 4/1 f14 Waldrand Erholung   Baumpieper - 

RII-21 3/3 f15 Lücken forstrechtlich 

 

Fledermäuse 6.102 

RII-22 3/3 fv 3/3 t5 Niedrigw. Erholung    

 

- 

Summe 

 

  

 

    259.499 

 

Tabelle 2:  Übersicht Sonstige Maßnahmen Artenschutz 

 

Arten Maßnahme Waldort 

Sperlingskauz 
(Höhlenbrüter und 
Fledermäuse) 

Habitatbaumgruppe Stadtwald Bräunlingen 
1/55 tw 

Star Montage von Nistkästen 3/4 t6 

Waldameise Umsiedlung von 14 
Waldameisennestern 

3/1  f9, f11,  
3/2 f13, f15 

Trauermantel Pflanzung breitblättriger 
Weidenarten 

4/1 f14 

Waldeidechse 
Blindschleiche 

2 Steinriegel, 2 
Totholzhaufen 

3/4 t6 

Grasfrosch 
Bergmolch 

Periodisch 
wasserführende 
Kleingewässer 

Rückhaltebecken 

Grünes 
Koboldmoos 

Umsiedlung besiedelter 
Totholzstücke 

3/4 t6 
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5. Als Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung sind neben den oben benannten 

CEF- und Ausgleichsmaßnahmen folgende Festsetzungen im Rahmen der 

Waldumwandlungsgenehmigung als weitere Vorgaben zu berücksichtigen: 

 Die Baumfällarbeiten sind außerhalb der Brutzeit der Vögel durchzuführen 

(1. Oktober bis zum 28. Februar). Ausnahmen können ggf. über die Untere 

Naturschutzbehörde beantragt werden. 

 Zum Schutz der Fledermäuse dürfen die Bäume nur außerhalb der sensiblen 

Jahreszeiten (Aufzucht, Paarung, Winterzeit) gerodet werden. Die möglichen 

Habitatbäume dürfen nur im Zeitraum von Mitte Oktober bis Anfang/Mitte 

November eingeschlagen werden. Ausnahmen können ggf. über die Untere 

Naturschutzbehörde beantragt werden. 

 Es ist ein ökologischer Baubegleiter zu bestimmen, der sämtliche 

Einschlags, CEF-, und artenschutzrechtlichen Maßnahmen begleitet und 

dokumentiert. Die Berichte und schriftlichen Bestätigungen sind schriftlich 

vor Einschlagsbeginn den Unteren Forst- und Naturschutzbehörden, sowie 

der Höheren Forstbehörde vorzulegen.  

 Die Beschreibung der natur- und artenschutzrechtlichen Ausgleichs- und 

CEF-Maßnahmen sind in den Anlagen 1 und 2, sowie ergänzend für den 

Baumpieper und die Ameisen in der Niederschrift zum Erörterungstermin 

dokumentiert. Die CEF Maßnahmen sind vor der Rodung durchzuführen, die 

Wirksamkeit der Maßnahme ist in Abstimmung mit der Unteren 

Naturschutzbehörde zu dokumentieren. Die forstlichen und 

naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen sind bis in 2 Jahren 

spätestens erstmalig auszugestalten und dauerhaft durch entsprechende 

Pflege zu erhalten. Das Ergebnis des Monitorings ist im Abstand von 5 

Jahren durchzuführen und als Bericht über die Untere Forstbehörde der KFD 

vorzulegen. Bei Bedarf ist ein Ortstermin mit der Höheren Forstbehörde 

durchzuführen. 

 

6. Der verbleibende Waldstreifen im Norden, angrenzend an den Stadtwald 

Bräunlingen ist auf mindestens 20 m als Dauerwald zu bewirtschaften. 

 

7. Die Grenzen der Umwandlungsfläche sind vor Beginn der Umwandlung im Gelände 

zu markieren. Die an die Umwandlungsfläche angrenzenden Waldbestände sind im 

Einvernehmen mit der zuständigen Unteren Forstbehörde vor Befahrungen, 

Beschädigungen und Ablagerungen jeglicher Art zu schützen. 
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8. Die Höhere Forstbehörde behält sich die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder 

Ergänzung einer Auflage gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 5 LVwVfG vor. 

 

9. Die Umwandlungserklärung erlischt, wenn die Bauleitplanung „Rütte II“ in dem für 

diese Verfügung relevanten Bereich ihre Rechtskraft verliert. 

 

 

GEBÜHRENFESTSETZUNG: 

 

Die Entscheidung ergeht gebührenfrei. Die Gebührenfreiheit ergibt sich aus Nr. 9 GebVO 

MLR zum LGebG. 

 

 

SACHVERHALT: 

Die Gemeinde Eisenbach (Hochschwarzwald) plant im Rahmen der Aufstellung des 

Bebauungsplans Gewerbegebiets „Rütte II“, angrenzend zum Gewerbegebiet Rütte auf 5,5 

ha in Waldflächen einzugreifen. Im Rahmen der erforderlichen kumulierenden Betrachtung 

der Waldumwandlungen nach UVPG wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

durchgeführt. Nähere Ausführungen finden sich in der Anlage 

„Umweltverträglichkeitsprüfung“. Sie ist Bestandteil dieser Entscheidung. 

 

BEGRÜNDUNG: 

Unterlagen (Antrag, Stellungnahmen, sonstiges) 

Die Entscheidung ergeht insbesondere unter Berücksichtigung folgend aufgelisteter 

Unterlagen: 

 Feststellung der UVP Pflicht der Körperschaftsforstdirektion vom 14.12.2017 

gemäß § 11 Abs. 1 i.V.m. § 6 UVPG und Nr. 17.2.1 der Anlage 1 zum UVPG  

 Antrag der Gemeinde Eisenbach (Hochschwarzwald) auf Genehmigung nach §10 

LWaldG vom 03.09.2019.  

 UVP Bericht – ö:konzept GmbH Stand 30.08.2019, Anlage 1 Bewertung des 

Eingriffs, forst- und naturschutzrechtlicher Ausgleich 30.08.2019, Anlage 2 

Zusammenfassung artenschutzrechtlicher Ausgleich 30.08.2019.  

 Alternativenprüfung im Rahmen der Offenlage zur Bauleitplanung „Rütte II“ und als 

Grundlage des UVP-Berichts  
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 Büro für Landschaftsökologie LAUFER: Artenschutzrechtliche Beurteilung und 

Artenschutzrechtliche Beurteilung- Natura 2000 Vorprüfung- August 2019. 

 Niederschrift zum Erörterungstermin am 05.12.2019; Ergänzung zum Ausgleich 

Baumpieper. 

 Umweltverträglichkeitsprüfung der KFD vom 13.12.2019 und Darstellung der 

eingegangenen Stellungnahmen (u.a. Untere Naturschutz- und Forstbehörden der 

Landkreise Breisgau-Hochschwarzwald und Schwarzwald-Baar) 

 Beschluss der Körperschaftsforstdirektion vom 06.11.2019 

 

Waldumwandlung nach § 10 LWaldG 

Die forstrechtliche Entscheidung beruht auf § 10 i.V.m. § 9 LWaldG. 

Nach eingehender Prüfung der vorliegenden Unterlagen und der abschließenden 

Umweltverträglichkeitsprüfung konnte dem Antrag der Gemeinde Eisenbach 

(Hochschwarzwald) unter Ausübung pflichtgemäßen Ermessens mit den 

Nebenbestimmungen dieser Entscheidung stattgegeben werden. 

 

Ausschlaggebende Gründe für die Entscheidung sind: 

 Aufgrund von wenig verfügbaren gemeindeeigenen und privaten 

Standortalternativen sowie des hohen Waldanteils der Gemarkung Eisenbach 

(Hochschwarzwald) konnten keine andere Standortsvariante gefunden werden. 

 Der Bedarf an Gewerbefläche wurde von der Gemeinde schlüssig dargestellt. Der 

Eingriff in die Waldfläche wurde im Laufe des Verfahrens minimiert. Die Höhere 

Raumordnungsbehörde hat den Bedarf bestätigt. 

 Die Gemarkung der Gemeinde ist mit einem Waldanteil von ca. 65,9 % 

überdurchschnittlich bewaldet. 

 Nach Einschätzung der Höheren Forstbehörden sind auf Grund der 

Waldumwandlung keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten 

bzw. können durch CEF Maßnahmen und Umweltvermeidungsmaßnahmen 

vermieden werden (Umweltverträglichkeitsprüfung vom 13.12.2019). 

 Die vorgeschlagenen Ausgleichsmaßnahmen sind notwendig, um die nachteiligen 

Wirkungen dieser Waldumwandlung, insbesondere für die Schutz- und 

Erholungsfunktion des Waldes gemäß § 9 Abs. 3 LWaldG möglichst gering zu halten 

und eine ordnungsgemäße Durchführung der Waldumwandlung sicherzustellen. Als 

Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung sind die Ausgleichsmaßnahmen 

geeignet das angestrebte Ziel eines forstrechtlichen und artenschutzrechtlichen 

Ausgleichs zu erreichen. Es wird ein Kompensationsüberschuss erreicht. Dieser 

steht für den Eingriff für das Schutzgut Boden im Rahmen der weiteren 

Bauleitplanung zur Verfügung. 
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 Seitens der zuständigen Unteren Forst- und Naturschutzbehörde bestehen 

gegenüber dem Vorhaben keine Einwände. 

 Mit der Natura 2000 Vorprüfung wurde keine Erheblichkeit des Eingriffs festgestellt. 

Die Unteren Naturschutzbehörden stimmen diesen Ausführungen zu.  

 Andere öffentliche Interessen im Sinne von § 9 Abs. 2 LWaldG stehen der 

beantragten Waldinanspruchnahme nicht entgegen bzw. sind diese bei der 

Abwägung als nachrangig einzustufen. 

 

Die in den Antragsunterlagen formulierten Interessen sind in der Gesamtabwägung mit dem 

öffentlichen Interesse an der Erhaltung der ca. 5,5 ha großen Waldfläche als vorrangig 

einzustufen. Eine forstrechtliche Genehmigung ist jedoch nur unter Nebenbestimmungen 

möglich. Diese sind zur Gewährleistung der Genehmigungsvoraussetzungen notwendig, 

geeignet und angemessen eine abschließende Festsetzung erfolgt im Rahmen der 

Waldumwandlungsgenehmigung. 

 Entsprechend Nr. 7 der Nebenbestimmungen bleibt die nachträgliche Aufnahme, 

Änderung oder Ergänzung einer Auflage vorbehalten. Dieser Auflagenvorbehalt ist 

vor allem im Hinblick auf die noch nicht abgeschlossenen sonstigen öffentlich-

rechtlichen Verfahren (u.a. Umwandlungsgenehmigung nach § 9 LWaldG) 

erforderlich. 

 Die Umwandlungserklärung wird im Zusammenhang mit der derzeit erfolgenden 

Bauleitplanung für den Geltungsbereich „Rütte II“ erteilt. Dementsprechend gilt sie 

gemäß der Nebenbestimmung Nr. 9 auch nur, solange die Bauleitpläne in dem für 

diese Verfügung relevanten Bereich Rechtskraft besitzen.  

 

 

HINWEISE 
 

Diese Umwandlungsgenehmigung ist gleichzeitig die Zulassungsentscheidung nach den 

Vorschriften des UVPG (§ 2 Abs. 6 UVPG). Gemäß § 26 UVPG muss der Bescheid über 

die Zulassung folgende Angaben enthalten  

1. Die umweltbezogenen Nebenbestimmungen. 

2. Eine Beschreibung der vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen  

3. Eine Begründung, aus der die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe 

hervorgehen, die die Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben; hierzu gehören:  

a) Angaben über das Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit, 

b) die zusammenfassende Darstellung gemäß § 24 UVPG, 

c) die begründete Bewertung gemäß § 25 Absatz 1 und 
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d) eine Erläuterung, wie die begründete Bewertung, insbesondere die Angaben des 

UVP-Berichts, die behördlichen Stellungnahmen, sowie die Äußerungen der 

Öffentlichkeit in der Zulassungsentscheidung berücksichtigt wurden oder wie ihnen 

anderweitig Rechnung getragen wurde. 

 

Diese Angaben sind den Nebenbestimmungen und der Begründung dieser Genehmigung 

sowie der Anlage Entscheidung über das UVP-Verfahren – Umweltverträglichkeitsprüfung 

aufgeführt. 

 

RECHTSMITTELBELEHRUNG: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung bei der 

Körperschaftsforstdirektion Freiburg (Postanschrift: Regierungspräsidium Freiburg, 

Abteilung 8, 79095 Freiburg) Widerspruch erhoben werden. 

 

 
HINWEISE 

 

Forstrechtliche Entscheidung 

Mit der vorliegenden Umwandlungserklärung nach § 10 Abs. 2 LWaldG wird die 

Umwandlungsgenehmigung für die unter 1 bezeichnete Fläche in Aussicht gestellt. Als 

„sonstige Rechtsvorschrift“ im Sinne von § 6 Abs. 2 bzw. § 10 Abs. 2 BauGB ist sie 

eine Voraussetzung für die Genehmigungsfähigkeit der Bauleitplanung. 

 Die Umwandlungserklärung ersetzt nicht die Umwandlungsgenehmigung nach § 9 

Abs. 1 LWaldG. Sie begründet aber einen Rechtsanspruch darauf, sofern bis zur 

Beantragung der Genehmigung keine wesentliche Änderung der Sachlage eingetreten 

ist und keine zwingenden Gründe des öffentlichen Interesses eine Versagung 

rechtfertigen. Dies wird im Rahmen eines Umwandlungsverfahrens nach § 9 LWaldG 

von der Höheren Forstbehörde geprüft.  

 

Sonstiges 

 Die forstrechtliche Entscheidung ergeht unbeschadet privater Rechte Dritter. 

Insbesondere schließt sie nicht die Erlaubnis zur Benutzung fremder Grundstücke mit 

ein.  

 Wir weisen bereits jetzt darauf hin, dass eine Förderung der Ausgleichsmaßnahmen 

nicht zulässig ist. 
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Die Entscheidung wird entsprechend dem § 74 Absatz 5 Satz 2 des Verwaltungsverfahrens 

öffentlich bekannt gemacht. Des Weiteren ist die Entscheidung nach § 74 Absatz 4 Satz 2 

des Verwaltungsverfahrens zur Einsicht bei der Gemeinde bis zum 14.02.2020 auszulegen. 

Parallel erfolgt die Veröffentlichung im UVP Portal und im Internet des 

Regierungspräsidiums Freiburg. 

Die Unteren Natur- und Forstbehörden im Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald, sowie 

diejenigen über deren Einwendungen entschieden worden ist (vgl. §74 Abs.4 LVwVfG) 

erhalten eine Mehrfertigung der Entscheidung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Späth-Bleile 
 


